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Bonn, den 1. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie vom 
23. November 1970 über Zusatzstoffe in der Tierernährung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommisison der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/3680 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung *) enthält in 
ihren Anhängen die Zusatzstoffe, die bei der Tier- 
ernährung zugelassen sind. 

Die fortschreitende Entwicklung der wissenschaft- 
lichen und technischen Erkenntnisse auf diesem Ge- 
biet erfordert die rasche Anpassung der erwähnten 
Anhänge; diese Anpassungen sind im wesentlichen 
technischer Art. 

Das in dieser Richtlinie vorgesehene Verfahren 
scheint dem Wesen und der Dringlichkeit der zu tref- 
fenden Maßnahmen nicht zu entsprechen; es ist 
daher angebracht, die Änderungen der Anlagen 
durch ein geeigneteres Verfahren zu erleichtern. 

Außerdem ist es aus praktischen Gründen gebo- 
ten, die Kommission zu ermächtigen, die obener- 
wähnte Richtlinie bei den Änderungen durch diese 
und spätere Richtlinien auf den neuesten Stand zu 
bringen und für ihre Veröffentlichung Sorge zu tra- 
gen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung wird wie 
folgt geändert: 

1. In Artikel 6 Absatz 1 wird der Text des zweiten 
Gedankenstrichs gestrichen. 

2. In Artikel 6 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 
eingefügt: 

„(1 a) Auf Grund der Entwicklung der wissen- 
schaftlichen oder technischen Erkenntnisse not- 
wendig werdende Änderungen der Anhänge 


werden nach dem Verfahren der Artikel 16 a 
vorgenommen." 

3. Die Einleitung von Artikel 6 Absatz 2 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Im Hinblick auf eine Änderung des An- 
hangs I werden folgende Grundsätze ange- 
wandt:". 

4. Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nach dem Verfahren des Artikels 16 a wird 
unverzüglich beschlossen, ob Anhang I zu ändern 
ist, und werden gegebenenfalls durch Richtlinie 
die notwendigen Änderungen erlassen. 

Nach dem gleichen Verfahren kann erforder- 
lichenfalls der in Absatz 1 genannte Zeitraum 
um höchstens ein Jahr verlängert werden." 

5. Nach Artikel 16 wird folgender Artikel eingefügt: 


„Artikel 16 a 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den Ständigen Ausschuß für Futtermittel 
- im folgenden „Ausschuß" genannt - von sich 
aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit- 
gliedstaates. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden 
Maßnahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Ent- 
wurf innerhalb einer Frist Stellung, die der Vor- 
sitzende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von zwölf Stimmen 
zustande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewogen 
werden; der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

(3 a) die Kommission trifft die in Aussicht ge- 
nommenen Maßnahmen, wenn sie der 
Stellungnahme des Ausschusses entspre- 
chen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 14. Dezember 1970, S. 1 
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b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maß- 
nahmen vor. Der Rat beschließt mit quali- 
fizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 
drei Monaten, nachdem ihm der Vorschlag 
übermittelt worden ist, keinen Beschluß 
gefaßt, so werden die vorgeschlagenen 
Maßnahmen von der Kommission getrof- 
fen. 11 

Artikel 2 

Die Kommission wird ermächtigt, den verfügenden 
Teil der Richtlinie vom 23. November 1970 in der 


Fassung zu veröffentlichen, die sich aus den in die- 
ser und späteren Richtlinien vorgenommenen Ände- 
rungen ergibt. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten setzen in der in Artikel 17 der 
Richtlinie vom 23. November 1970 vorgesehenen 
Frist die entsprechenden Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommis- 
sion hiervon unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung J ) enthält in 
ihren Anhängen die Zusatzstoffe, die entweder auf 
gemeinschaftlicher Ebene (Anhang I) oder vorläufig 
auf nationaler Ebene (Anhang II) in der Tierernäh- 
rung zugelassen sind. 

Die fortschreitende Entwicklung der wissenschaft- 
lichen und technischen Erkenntnisse auf diesem Ge- 
biet erfordert die rasche Anpassung der Anhänge 
der Richtlinie, um so dem Schutz der menschlichen 
und tierischen Gesundheit sowie dem Fortschritt, 
der auf dem Gebiet der Tierernährung eintritt, bes- 
ser Rechnung tragen zu können. 

Artikel 6 der obenerwähnten Richtlinie erlaubt Än- 
derungen der Anhänge nur durch den Rat. Dieses 
Verfahren erscheint nicht schnell genug und im Hin- 
blick auf den technischen Charakter der betreffenden 
Maßnahmen nicht sehr geeignet. Es erscheint daher 
angebracht, es durch ein vereinfachtes und geeigne- 
teres Verfahren zu ersetzen, wie es die Kommission 
schon in ihren Vorschlägen von Verordnungen des 
Rates über die Festlegung von Höchstgehalten an 
unerwünschten Stoffen und Erzeugnissen in Futter- 
mitteln 2 ) (Artikel 5) einerseits und den Verkehr mit 
Futtermitteln 3 ) (Artikel 6) andererseits vorgesehen 
hat. 


Diese Vorschläge haben übrigens die Zustimmung 
des Europäischen Parlaments 4 ) und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses 5 ) gefunden. 

Es sei außerdem darauf hingewiesen, daß der Rat in 
seiner Entschließung vom 28. Mai 1969 6 ) ein ent- 
sprechendes Verfahren für die Anpassung einiger 
gemeinschaftlicher Vorschriften im Rahmen der Pro- 
gramme für gewerbliche Erzeugnisse und für Lebens- 
mittel an den technischen Fortschritt vorgesehen hat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 14. Dezember 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 34 
vom 14. April 1971, S. 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 34 
vom 14. April 1971, S. 8 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 10 
vom 10. Februar 1972, S. 35 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 4 
vom 20. Januar 1972, S. 3 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76 
vom 17. Juni 1969, S. 8 
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